
 

Magistratsdirektion 

Geschäftsbereich Recht 

 

 

 

 

Verkehrsanbindung: Linie U2, Station Rathaus, Öffnungszeiten: Montag bis Freitag 7.30 - 15.30 Uhr 

Bundesministerium für 

Arbeit, Soziales, Gesundheit, 
Pflege und Konsumentenschutz 

Amt der Wiener Landesregierung 

MDR | Rathaus 
1010 Wien 
Telefon:  +43 1 4000 82334 

Fax:  +43 1 4000 99 82310 
post@md-r.wien.gv.at 
wien.gv.at 

MDR-1657641-2025-5 Wien, 13. Jänner 2026 

Entwurf eines Bundesgesetzes, mit dem das 
Bundesgesetz über das Herstellen und das 
Inverkehrbringen von Tabakerzeugnissen und 

verwandten Erzeugnissen sowie die Werbung 
für Tabakerzeugnisse und verwandte Erzeug- 
nisse und den Nichtraucherinnen- bzw. Nicht- 

raucherschutz (Tabak- und Nichtraucherinnen- 

bzw. Nichtraucherschutzgesetz - TNRSG) ge- 
ändert wird; 

Begutachtung; 
Stellungnahme 
zu GZ: 2025-0.999.869  

  

 

Zu dem mit Schreiben vom 10. Dezember 2025 übermittelten Entwurf eines Bundesgesetzes, mit 

dem das Bundesgesetz über das Herstellen und das Inverkehrbringen von Tabakerzeugnissen und 
verwandten Erzeugnissen sowie die Werbung für Tabakerzeugnisse und verwandte Erzeugnisse und 
den Nichtraucherinnen- bzw. Nichtraucherschutz (Tabak- und Nichtraucherinnen- bzw. Nichtrau-

cherschutzgesetz - TNRSG) geändert wird, wird wie folgt Stellung genommen: 

 

Im Allgemeinen: 

 

Grundsätzlich wird das gegenständliche Gesetzesvorhaben begrüßt, es wird jedoch mit dem Entwurf 

dem gesundheitspolitischen Ziel der Sicherstellung eines umfassenden Gesundheitsschutzes der 

Bevölkerung nicht ausreichend Rechnung getragen. 

 

Nach wie vor ist der Konsum herkömmlicher Tabakzigaretten eine wesentliche Ursache für Suchter-

krankungen und tabakassoziierte Gesundheitsschäden. Parallel dazu reagiert die Industrie auf Maß-

nahmen der Tabakkontrolle mit der Einführung neuartiger Produkte und alternativer Nikotinformen, 

wodurch sich ein fortlaufender Anpassungsbedarf der rechtlichen Rahmenbedingungen ergibt. 

 

In der öffentlichen und gesundheitspolitischen Diskussion liegt der Fokus häufig auf der Schädlich-

keit der Rauchinhaltsstoffe klassischer Tabakprodukte. Dem Nikotin, also jenem Stoff, der in Tabak- 

und neuartigen Nikotinprodukten enthalten ist und rasch abhängig macht (DKFZ & DKH, 2025), 

wird hingegen weniger Aufmerksamkeit geschenkt. Dabei ist Nikotin maßgeblich für den fortdau-

ernden Konsum gesundheitsschädlicher Produkte verantwortlich. Zusätzlich ist zu beachten, dass 
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Nikotin auch selbst toxisch ist. Gleichzeitig wird seit 2020 ein Anstieg des Konsums tabakhaltiger 

Produkte und elektronischer Inhalationsprodukte sowie des Konsums von Nikotinbeuteln in Öster-

reich verzeichnet. Umso wichtiger erscheint es, alle Produkte, die Nikotin enthalten und abgeben, 

konsequent in gesundheitspolitische Maßnahmen des Nichtraucher*innen- bzw. Tabak- und Niko-

tinschutzes einzubeziehen. 

 

Vor diesem Hintergrund ist festzuhalten, dass der im Jänner 2025 als „Tabak- und Nikotinsucht-

Gesetz (TNSG)“ ausgesandte Entwurf, der weitreichende Verbesserungen des Gesundheitsschutzes 

enthielt, zwar in Begutachtung ging, aber nicht weiterverfolgt wurde. Das Amt der Wiener Landes-

regierung hat zu dem damaligen Entwurf am 27. Feber 2025 eine umfassende Stellungnahme abge-

geben, in der zentrale Aspekte für einen verbesserten Schutz der Bevölkerung vor den Auswirkun-

gen des psychoaktiven Suchtstoffs Nikotin hervorgehoben wurden. Der nunmehr vorliegende Ent-

wurf einer Novelle enthält bedauernswerterweise kaum Bestandteile des ursprünglichen Entwurfes 

des Tabak- und Nikotinsucht-Gesetzes vom Jänner 2025. 

 

Zu den einzelnen Bestimmungen: 

 

Zu Artikel 1 – Änderung des Tabak- und Nichtraucherinnen- bzw. Nichtraucherschutzgesetzes - 

TNRSG: 

 

Zu § 2 TNRSG: Die in § 2 Abs. 1 vorgesehene Ausweitung des Verbots des Inverkehrbringens von 

Produkten, die nicht den angeführten einschlägigen Bestimmungen des TNRSG entsprechen, auf 

tabakfreie Nikotinerzeugnisse und tabakfreie Nikotinersatzerzeugnisse wird begrüßt, sie steht je-

doch in inhaltlicher Diskrepanz zur Erleichterung der Zulassung von neuartigen Tabakerzeugnissen 

(vgl. § 10a - Herabstufung auf ein Melderegime). Gleichzeitig fehlt ein Modus für Zulassungsverfah-

ren (siehe die Anmerkungen zu § 10h). 

 

Das Verbot von elektronischen Einwegzigaretten wird begrüßt. Neben dem bereits verbotenen Kau-

tabak sollten jedoch auch Schnupftabak sowie Nikotinbeutel verboten und damit vom Markt ge-

nommen werden, wie bereits im Feber 2025 in der Stellungnahme zum damaligen Entwurf eines 

TNSG gefordert wurde. Zu dem notwendigen Verbot von Nikotinbeuteln ist zu ergänzen, dass diese 

bereits in den Niederlanden, Belgien und Frankreich - noch nach Markteinführung - verboten wur-

den und diese Maßnahme auch in Österreich getroffen werden sollte. 

 

Die in § 2 Abs. 2a neu festgelegte Mindestfüllmenge für Packungen von tabakfreien Nikotinerzeug-

nissen mit 15 Konsumeinheiten sollte gleich wie bei Zigaretten (§ 2 Abs. 2) auf 20 festgelegt werden. 

 

Zu § 5 TNRSG: Die neuen Absätze 4a und 4b werden begrüßt. 

 

Zu § 8d TNRSG: Die Aufnahme dieser Produkte in die (Melde)Regelungen analog zu Tabak und ver-

wandten Erzeugnissen wird begrüßt, gleichzeitig werden die Regelungen zu Tabak und verwandten 

Erzeugnissen mit dieser Novelle - sowie auch der getrennt erfolgten Änderung des § 10a - ge-

schwächt. Generell bietet das Fehlen eines Zulassungsregimes für neue Produkte Anlass zu Kritik. 

Insofern wären die Regelungen zu tabakfreien Nikotinerzeugnissen und tabakfreien Nikotiner-

satzerzeugnissen (§§ 10h und 10i) zumindest um ein Zulassungsregime zu ergänzen. 

Im Hinblick auf die in § 8d Abs. 1 TNRSG (Z 17 des Entwurfes) gewählte Formulierung „Die Herstelle-

rinnen bzw. Hersteller oder Importeurinnen bzw. Importeure“ sollte klargestellt werden, wen die hier 
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geregelte Meldepflicht tatsächlich (unter welchen Bedingungen) trifft. Dies wäre insbesondere im 

Hinblick auf das strenge Legalitätsprinzip im Bereich des Strafrechtes von Bedeutung (vgl. § 10 Abs. 1 

Z 3 TNRSG [Z 21 des Entwurfes] bzw. § 14 Abs. 1 Z 3 TNRSG [Z 39 des Entwurfes]). 

 

Unklar ist überdies, in welchem Verhältnis die Absätze 5 und 6 des § 8d TNRSG stehen. Zudem wäre 

zu prüfen, ob die Verweise auf „Abs. 2 bis 4“ bzw. „Abs. 1 oder 3“ so beabsichtigt sind.  

 

Zu § 10b Abs. 7 Z 1 TNRSG: In den Erläuterungen sollte näher ausgeführt werden, warum in § 10b 

Abs. 7 Z 1 TNRSG (Z 24 des Entwurfes) auch die Wortfolge „oder Tanks“ entfällt - in § 1 Z 1b TNRSG 

kommt jedenfalls weiterhin das Wort „Tank(s)“ vor. 

 

Zu § 10h und § 10i TNRSG: Seit 2018 fordern Expert*innen eine solche Regelung, in der Zwischenzeit 

haben sich durch das Fehlen gesetzlicher Vorgaben diese Produkte am Markt etabliert. Österreich 

hat es zumindest seit 2018 versäumt, diese neuartigen Nikotinprodukte zu regulieren bzw. zu verbie-

ten, wie das etwa in Deutschland (Verbot) geschehen ist. 

 

Eine Bagatellisierung solcher Produkte ist keinesfalls angebracht. Die Produkte enthalten Nikotin in 

hochdosierter Form, häufig versetzt mit Aromen, die zum Konsum anregen sollen. Das Suchtpotenti-

al ist als stark zu bewerten. Insbesondere Nikotinbeutel können nicht unter verwandte Erzeugnisse 

gefasst werden, sondern gehören wie Kautabak verboten und müssen wieder vom Markt genom-

men werden. Die enorm lange Übergangsfrist bis Ende Feber 2028, die in der vorliegenden Novelle 

für Werbeverbote für Nikotinbeutel vorgesehen ist, würde mit Sicherheit dazu beitragen, dass sich 

diese riskanten neuartigen Nikotinprodukte noch weiter auf dem österreichischen Markt etablieren. 

 

Dass nunmehr eine Regelung für nikotinhaltige, tabakfreie und rauchfreie Erzeugnisse getroffen 

wird, wird ausdrücklich begrüßt, da hier eine Regelungslücke bestand. Generell wäre jedoch zu ver-

fügen, dass keine weiteren, wie auch immer gestalteten neuartigen Nikotinprodukte auf den Markt 

kommen dürfen. Zu diesem Zweck sollten Hersteller*innen im Vertrieb befindliche Produkte regist-

rieren, um damit die Marktpräsenz zu dokumentieren, und diese - für eine Übergangszeit - weiterhin 

vermarkten dürfen. Nach Ablauf einer Übergangszeit von 2 bis 3 Jahren sollten alle tabakfreien Ni-

kotinerzeugnisse verboten werden. Analog sollte das für tabakfreie Nikotinersatzerzeugnisse gelten. 

 

Entschieden abgelehnt wird jedenfalls das Fehlen eines Zulassungsverfahrens, wenn schon kein ge-

nerelles Verbot neuer bzw. das Ende des Inverkehrbringens schon am Markt befindlicher Produkte 

mit Übergangsfrist vorgesehen wird. 

 

Es wird daher jedenfalls ein Zulassungsverfahren für das Inverkehrbringen bisher noch nicht am 

Markt befindlicher Produkte gefordert; für schon vermarktete Erzeugnisse sollte nach Ablauf einer 

Übergangsfrist ebenso eine Zulassung für das weitere Inverkehrbringen dieser Produkte erforderlich 

sein. Diese Maßnahmen sind notwendig, um den unkontrollierten Zuwachs an neuen Produkten und 

damit den schädlichen Konsum einzudämmen. 

 

 

Zu § 11 TNRSG: Die Abgabe von Produktproben sollte generell verboten sein. Die nunmehr vorgese-

hene Ausdehnung (Änderung des Abs. 8) der erlaubten stückweisen Gratisabgabe von verwandten 

Erzeugnissen anlässlich deren Markteinführung wird daher abgelehnt. 
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Die bestehenden Ausnahmen vom Werbeverbot von und in Trafiken sollten darüber hinaus ebenfalls 

gestrichen werden. Ein generelles Verbot der Bewerbung von Tabak und Nikotin ist aus präventiver 

Sicht essenziell. Einzig die Information bzw. Beratung durch das Trafikpersonal soll weiterhin erlaubt 

sein, sodass über diesen Weg weiterhin Produktinformationen gegeben werden können. 

 

Zu § 12 TNRSG: In das Rauchverbot nun auch andere Konsumformen aufzunehmen ist zwar konse-

quent, greift aber zu kurz. Notwendig wäre die Ausweitung auf den Schutz vor Passivkonsum durch 

Exposition von Zweit- und Dritthand-Rauch bzw. Emissionen allgemein, einschließlich der Emissio-

nen von (tabakfreien) Nikotinprodukten generell. 

 

Zu § 12 Abs. 7 TNRSG wird angemerkt, dass aus Gründen des Kinderschutzes ein komplettes Rauch-

verbot auf Spielplätzen angebracht wäre. Die Gemeinde Wien hat dies in § 10 der Grünanlagenver-

ordnung, Amtsblatt der Stadt Wien Nr. 28/2008, umgesetzt. Weiters ist in ganz Wien nach dem 

Wiener Reinhaltegesetz, LGBl. für Wien Nr. 47/2007, idgF, das Verunreinigen von Straßen mit öf-

fentlichem Verkehr sowie von öffentlich zugänglichen Grünflächen verboten. 

 

Zu § 13 TNRSG: Die in Abs. 4 vorgesehene Ausweitung auf Produkte, die mittels „Verbrennungspro-

zess und Inhalation konsumiert werden“, sollte weiter gefasst werden und, wie schon zu § 12 gefor-

dert, alle emissionsproduzierenden nikotinhaltigen Produkte umfassen. 

 

Zu § 18 Abs. 17 TNRSG: Die Inkrafttretensbestimmung des § 18 Abs. 17 TNRSG (Z 45 des Entwurfes) 

wäre zu überarbeiten wäre: So finden sich dort einerseits zahlreiche Bestimmungen (z.B. § 1 Z 1d 

TNRSG), die nicht novelliert werden sollen, andererseits fehlen Bestimmungen (z.B. § 9 Abs. 8b 

TNRSG), die gerade neu eingefügt bzw. novelliert werden. 

 

Zudem liegt eine Diskrepanz zwischen dem Wortlaut der Novellierungsanordnung betreffend Über-

gangsbestimmungen einerseits (vgl. z.B. „30. Juni 2027“) und den diesbezüglichen Erläuterungen 

(S. 8) andererseits („Die Verkaufsregelung legt fest, dass jene Erzeugnisse, welche vor dem Zeitpunkt 

des Inkrafttretens dieser Tabakgesetznovelle bereits produziert oder in Verkehr gebracht wurden, 

aber nicht den neuen Bestimmungen entsprechen, noch bis 30. Juni 2026 verkauft werden dürfen“) 

vor. 

 

Es wird angeregt, die nachfolgenden Überlegungen, die im vorliegenden Entwurf bislang nicht oder 

nur unzureichend Berücksichtigung gefunden haben, in die weitere Ausgestaltung der Novelle ein-

zubeziehen: 

 

Verkauf und Werbung: Eine wirksame Einschränkung von Verkaufsstellen und Werbemaßnahmen 

fehlt bislang bzw. bleibt unzureichend geregelt. Notwendig wären unter anderem ein Verkaufsver-

bot von Tabak- und Nikotinprodukten über Trafikautomaten, umfassende Werbeeinschränkungen 

in und an Trafiken, ein Verkaufsverbot nichttherapeutischer Nikotinprodukte in Supermärkten sowie 

an sonstigen Verkaufsorten außerhalb von Trafiken sowie ein Verbot der Bewerbung von Tabak- 

und Nikotinprodukten in sozialen Medien. 

 

Aromastoffe: Aromastoffe spielen eine zentrale Rolle beim Einstieg in den Konsum von Tabak- und 

Nikotinprodukten und stellen darüber hinaus ein eigenständiges Gesundheitsrisiko dar. Ein Verbot 

von Aromastoffen - mit Ausnahme von Tabakgeschmack - für sämtliche Tabak- und Nikotinerzeug-

nisse kann diesem Risiko wirksam entgegenwirken. 
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Konsumfreie Zonen: Konsumfreie Zonen, wie rauch- bzw. emissionsfreie Sportstätten, öffentliche 

Veranstaltungen oder Gastgärten, tragen wesentlich zur Etablierung einer gesellschaftlichen Norm 

bei, in der Nikotinkonsum die Ausnahme darstellt. 

 

Hilfsangebot auf allen Verpackungen: Ein gut sichtbares Hilfsangebot zum Ausstieg aus dem Niko-

tinkonsum - in Österreich derzeit das Rauchfrei Telefon, künftig gegebenenfalls als „Nikotinfrei Tele-

fon“ - sollte verpflichtend auf den Verpackungen sämtlicher Tabak- und Nikotinprodukte ange-

bracht sein. 

 

Die vorliegende Novelle sollte als wirksames gesundheitspolitisches Tabak- und Nikotinschutzgesetz 

ausgestaltet sein, das den aktuellen gesundheitspolitischen und suchtpräventiven Anforderungen 

gerecht wird, die Vorgaben der WHO-Rahmenkonvention zur Tabakkontrolle (WHO FCTC; WHO, 

2003) umfassend umsetzt und damit dem nachhaltigen Schutz der Gesundheit der Bevölkerung 

verpflichtet ist. 

 

Für den Landesamtsdirektor 

 

(elektronisch gefertigt) 

 

Mag.a Birgit Eisler 

Senatsrätin 

 

 

Ergeht an: 

1. Präsidium des Nationalrates 

2. alle Ämter der Landesregierungen 

3. Verbindungsstelle der Bundesländer 

4. MA 40 (MA40–GR–1668784-2025) 

mit dem Ersuchen um Weiterleitung 

an die einbezogenen Dienststellen 

5. MA 53 

zur Veröffentlichung auf der 

Stadt Wien-Website 
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